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Anwalt für Gleichbehandlungsfragen

für Menschen mit Behinderung

Dr. Erwin Buchinger


An das

Amt der Wiener Landesregierung

Lerchenfelder Strasse 4

1082 Wien

per E-mail: post@ma62.wien.gv.at

Wien, am 31. Mai 2010

Betrifft: 
MA 62 – I/7804/2010


Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Gesetz zur Bekämpfung von


Diskriminierung (Wiener Antidiskriminierungsgesetz) geändert wird;


Begutachtungsverfahren

Sehr geehrte Damen und Herren!

Zum Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Gesetz zur Bekämpfung von Diskriminierung (Wiener Antidiskriminierungsgesetz) geändert wird, nimmt der Behindertenanwalt wie folgt Stellung:

Der Behindertenanwalt begrüßt grundsätzlich den vorliegenden Entwurf, wobei insbesondere die Anlehnung an das Bundes-Behindertengleichstellungsgesetz, die Normierung eines Schlichtungsverfahrens sowie die Einrichtung einer Monitoring-Stelle zur Förderung, Schutz und Überwachung der Durchführung des Überein​kommens über die Rechte von Menschen mit Behinderungen erfreulich hervorzuheben sind.

Allgemeines

Ein wichtiger Aspekt in der Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen ist ein diskriminierungsfreier Sprachgebrauch.
Es wird daher angeregt, den im Vorblatt und den Erläuterungen verwendeten Begriff „Behinderte“ durch eine geeignete und zeitgemäße Bezeichnung, wie etwa „Menschen mit Behinderung“ zu ersetzen.
Zu Artikel I, Z 2 (§ 2 Abs. 7)
Die Erläuterungen zu § 2 Abs. 7, zweiter Satz geben darüber Auskunft, dass Maßnahmen zugunsten diskriminierter Personengruppen keine Ungleichbehandlung darstellen, wenn sie bestimmte Kriterien erfüllen. Diese Ungleichbehandlung muss objektiv und angemessen sowie durch ein rechtmäßiges Ziel sachlich gerechtfertigt sein.
Der Wortlaut des § 2 Abs. 7, zweiter Satz im vorliegenden Entwurf enthält hingegen eine neutrale Formulierung, sodass dadurch grundsätzlich auch die Möglichkeit einer Ungleichbe​handlung zu Lasten der Betroffenen geschaffen wird. Die Feststellung, dass positive Maßnahmen zur Gewährung der vollen Gleichstellung nicht als Diskriminierung im Sinne des Gesetzes gelten, erfolgt ohnedies in § 9 Abs. 2.
Zur Vermeidung allfälliger Widersprüche mit den Regelungen über die Voraussetzungen einer (un)mittelbare Diskriminierung in §§ 3 und 3a, sowie aus Gründen der Rechtssicherheit bedarf es daher hinsichtlich § 2 Abs. 7, zweiter Satz einer Klarstellung.
Zu Artikel I, Z 4 (§ 4 Abs. 1)

Der vorliegende Entwurf sieht bei Verletzung des Diskriminierungsverbotes lediglich einen Anspruch auf Schadenersatz vor.

Während dessen Zweck vorwiegend in einem Ausgleich liegt, kann eine tatsächliche Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen in der Gesellschaft nur mit Hilfe eines Beseitigungs- und Unterlassungsanspruchs verwirklicht werden. Darüber hinaus entfaltet der Schadenersatz aufgrund seiner (in der Regel) geringen Höhe weder general- noch spezialpräventive Wirkung.

Zu Artikel I, Z 6 (§ 4a)

Die Erfahrungen im Bereich der Bundes-Behindertengleichstellung haben gezeigt, dass ein deutlicher Mangel in der tatsächlichen Rechtsdurchsetzung besteht.

Betroffene scheuen – vielfach nach einem erfolglosen Schlichtungsverfahren – den Gang vor die ordentlichen Gerichte. Das für diese Haltung ausschlaggebende Motiv ist in vielen Fällen das bestehende Kostenrisiko. Die geringe Anzahl an gerichtlichen Verfahren von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern ist im Gegensatz dazu eher auf deren wirtschaftliche Abhängigkeit und den faktischen sozialen Druck zurückzuführen. Das finanzielle Risiko für die Betroffenen sollte daher minimiert werden, um einen wirksamen Schutz vor Diskriminierung zu gewährleisten.

Zu Artikel I, Z 10 (§ 7 Abs. 4)

Seit der Änderung des Bundes-Verfassungsgesetzes und Erlassung eines Ersten Bundesver​fassungsrechtsbereinigungsgesetzes, BGBl. Nr. 2/2008, besteht nach Artikel 20 Abs. 2 B-VG die Möglichkeit, bestimmte Kategorien von Behörden durch einfaches Gesetz weisungsfrei zu stellen. Ein angemessenes Aufsichtsrecht der obersten Organe ist ausschließlich für diese Einrichtung vorgesehen.
Die Weisungsfreistellung des/der unabhängigen Bedienstetenschutzbeauftragten in § 7 Abs. 3 erfolgt jedoch durch eine Verfassungsbestimmung.
Es wäre daher besonders in Hinblick auf eine möglichst weitgehende Unabhängigkeit der Stelle zur Bekämpfung von Diskriminierungen anzudenken, das im Entwurf enthaltene Unterrichtungsrecht der Wiener Landesregierung ersatzlos zu streichen.
Mit freundlichen Grüßen
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